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Rechtssatznummer

2

Entscheidungsdatum

17.08.2017

Norm

BVergG 2006 §151 Abs3

1. BVergG 2006 § 151 gültig von 05.03.2010 bis 20.08.2018 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 65/2018

2. BVergG 2006 § 151 gültig von 01.02.2006 bis 04.03.2010

Rechtssatz

Rechtssatz 2

Die Auftraggeber sind gemäß § 151 Abs. 3 BVergG verp8ichtet, den nicht berücksichtigten Bietern den Namen des

Unternehmers, mit dem die Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden soll, nachweislich mitzuteilen. Diese

Entscheidung kann sodann von der Antragstellerin angefochten werden. Wenngleich der Gesetzgeber hier nicht wie

bei den Bestimmungen über die Zuschlagsentscheidung von den "im Vergabeverfahren verbliebenen Bietern" sondern

von den "nicht berücksichtigten Bietern" spricht (siehe EBRV 327 BlgNR XXIV. GP, 24), so ist trotz des unterschiedlichen

Gesetzeswortlauts in Entsprechung des Grundsatzes der EAektivität des Rechtsschutzes und des Gebots der

Gleichbehandlung jedenfalls auch ein Bieter, dessen Ausscheiden wie in der gegenständlichen Konstellation noch nicht

bestandsfest geworden ist, als "nicht berücksichtigter Bieter" iSd § 151 Abs. 3 BVergG zu qualiEzieren (in st RSp BVwG

10.01.2014, W139 2000171-1/10E; BVwG 04.12.2015, W123 2117867-1/2E; BVwG 04.10.2016, W187 2135663-1/2E).

Anderenfalls wäre einem derartigen Bieter, und damit auch der Antragstellerin, welche die Ausscheidensentscheidung

rechtzeitig angefochten hat und bei der das betreAende Nachprüfungsverfahren noch nicht beendet ist, eine

Anfechtung der Entscheidung über die Auswahl des in Aussicht genommenen Vertragspartners verwehrt, obwohl diese

Entscheidung angesichts der fehlenden Verp8ichtung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung im Falle des Abrufs

aus einer Rahmenvereinbarung (§ 131 Abs. 2 Z 3 BVergG) die letzte anfechtbare Entscheidung darstellen kann. Insofern

ist auch die Rechtsprechung des EuGH in Erinnerung zu rufen, wonach die dem Vertragsschluss vorangehende

Entscheidung in jedem Fall einem Nachprüfungsverfahren zugänglich zu machen ist (EuGH vom 28. Oktober 199, C-

81/98, Alcatel Austria ua)Die Auftraggeber sind gemäß Paragraph 151, Absatz 3, BVergG verp8ichtet, den nicht

berücksichtigten Bietern den Namen des Unternehmers, mit dem die Rahmenvereinbarung abgeschlossen werden

soll, nachweislich mitzuteilen. Diese Entscheidung kann sodann von der Antragstellerin angefochten werden.

Wenngleich der Gesetzgeber hier nicht wie bei den Bestimmungen über die Zuschlagsentscheidung von den "im

Vergabeverfahren verbliebenen Bietern" sondern von den "nicht berücksichtigten Bietern" spricht (siehe EBRV 327

BlgNR römisch 24 . GP, 24), so ist trotz des unterschiedlichen Gesetzeswortlauts in Entsprechung des Grundsatzes der

EAektivität des Rechtsschutzes und des Gebots der Gleichbehandlung jedenfalls auch ein Bieter, dessen Ausscheiden

file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGR_20170817_W123_2167014_1_02#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2006/17/P151/NOR40116433
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2006/17/P151/NOR40074358


wie in der gegenständlichen Konstellation noch nicht bestandsfest geworden ist, als "nicht berücksichtigter Bieter" iSd

Paragraph 151, Absatz 3, BVergG zu qualiEzieren (in st RSp BVwG 10.01.2014, W139 2000171-1/10E; BVwG 04.12.2015,

W123 2117867-1/2E; BVwG 04.10.2016, W187 2135663-1/2E). Anderenfalls wäre einem derartigen Bieter, und damit

auch der Antragstellerin, welche die Ausscheidensentscheidung rechtzeitig angefochten hat und bei der das

betreAende Nachprüfungsverfahren noch nicht beendet ist, eine Anfechtung der Entscheidung über die Auswahl des

in Aussicht genommenen Vertragspartners verwehrt, obwohl diese Entscheidung angesichts der fehlenden

Verpflichtung zur Mitteilung der Zuschlagsentscheidung im Falle des Abrufs aus einer Rahmenvereinbarung (Paragraph

131, Absatz 2, ZiAer 3, BVergG) die letzte anfechtbare Entscheidung darstellen kann. Insofern ist auch die

Rechtsprechung des EuGH in Erinnerung zu rufen, wonach die dem Vertragsschluss vorangehende Entscheidung in

jedem Fall einem Nachprüfungsverfahren zugänglich zu machen ist (EuGH vom 28. Oktober 199, C-81/98, Alcatel

Austria ua)
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